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Schweizerischer Seniorenrat
Conseil suisse des aînés
Consiglio svizzero degli anzianiCSA

SSR

An der Delegiertenversammlung des 
SSR legte Dewet Moser, stellvertre-
tendes Mitglied des Direktoriums der 
SNB, die Hintergründe und Zusammen-
hänge dieser Massnahmen eindrücklich 
dar. Seit 2009 setzte die Nationalbank 
alles daran, die Wirtschaft vor dem 
Schaden einer extremen Aufwertung 
des Frankens zu schützen. Sie war und 
ist nach wie vor zu umfangreichen 
Käufen von Devisen gegen Franken 
bereit. Insgesamt kaufte sie bis heute 

Devisen für 450 Milliarden Franken. 
Lange Zeit war der Euro-Mindestkurs 
das geeignete Mittel. Im Januar hätte 
aber ein weiteres Festhalten am Min-
destkurs zu einer unkontrollierbaren 
und dadurch gefährlichen Aufblähung 
der Bilanz der SNB geführt. Denn im 
Verlauf des letzten Jahres zeigte sich 
zunehmend eine Divergenz zwischen 
den USA und der Eurozone. Während 
sich der US-Dollar deutlich aufwer-
tete, verlor der Euro immer stärker 

Pensionskassen-Belastung durch Negativzinsen erträglich 
Reinhard Hänggi, SSR-Vorstand

Am 15. Januar 2015 entschied die Schweizerische Nationalbank (SNB), den 
Mindestkurs gegenüber dem Euro aufzuheben und den Zinssatz für Girogut-
haben auf minus 0,75 Prozent zu senken. Laut der Zentralbank war diese 
Strategieänderung unumgänglich. Ohne den Negativzins wäre der Franken 
noch stärker – mit negativen Auswirkungen auf Wachstum und Preise in der 
Schweiz.
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Eine Weitergabe des Negativzinses an die Pensionskassen wird das Jahresergebnis um ein halbes 
Promille schmälern.

an Wert. Diese Entwicklung verstärkte 
sich anfangs dieses Jahres, als sich 
die Europäische Zentralbank (EZB) auf 
den Weg machte, in immensem Aus-
mass Staatspapiere aufzukaufen und 
immer mehr Liquidität in den Markt zu 
pumpen. Die EZB führte übrigens be-
reits im Juni 2014 Negativzinsen ein.

Im Gesamtinteresse des Landes
Diese geänderte Grosswetterlage er-
fasste auch den Franken. Die Aussicht 
auf eine anhaltende Euro-Schwäche 
setzte den Franken gegenüber dem 
Euro unter immer stärkeren Aufwer-
tungsdruck. Ausländische wie auch 



 
	 Karl Vögeli, 

SSR-Copräsi-
dent 

Editorial

Senioren untervertreten

Eine grosse Bevölkerungsschicht der 
Schweiz gerät zunehmend unter 
Druck in sogenannten wissenschaft-
lichen Untersuchungen, Umfragen 
oder auch in den Medien: die Seni-
orinnen und Senioren, die immerhin 
23  % der Bevölkerung ausmachen. 
Jeder vierte Bewohner der Schweiz 
ist über 65-jährig, Tendenz stei-
gend, und das verunsichert offenbar 
andere Einwohner, die das Glück des 
Reifestadiums noch nicht erreicht 
haben. 

Ältere Mitbewohner werden in un-
serer egozentrisch gewordenen Ge-
sellschaft zunehmend zu lästigen 
Kostenfaktoren: auch der dritte 
Anlauf zur Sanierung von AHV und 
BVG, die Rentenreform 2020, wird 
bekämpft. Pflegefälle sind zu teu-
er. Bund, Kantone und Gemeinden 
schieben die Kosten dafür hin und 
her – die Betroffenen sind nicht ge-
fragt. Im Gesundheitsbereich wer-
den «Alterszuschläge» diskutiert, 
auf den Strassen werden Senioren 
nur noch als Gefahr hingestellt, 
65-jährige Politiker werden als  
Sesselkleber beschimpft. 

Am 18. Oktober haben wir es in der 
Hand mit dem Wahlzettel. Gut 60 % 
der über 65-jährigen gehen regel-
mässig abstimmen – bei den Jungen 
bis zu 25 Jahren sind es knapp ein 
Drittel. Hier, an der Urne, haben un-
sere Stimmen im Gegensatz zur All-
tagspolitik Gewicht. Es liegt an uns, 
diese Chance zu packen und dafür 
zu sorgen, dass mehr als nur 3 % wie 
bisher der gewählten Parlamenta-
rier unsere Altersgruppe vertritt. 
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inländische Investoren betrachteten 
den Schweizer Franken einmal mehr 
als «sicheren Hafen» und legten ihre 
Gelder vermehrt in unserem Land an. 
Ein stures Festhalten am Mindestkurs 
hätte zu einer unverantwortlichen 
Bilanz- und Geldmengenexplosion  
geführt. Nach der Aufhebung des 
Mindestkurses wertete sich der Fran-
ken nochmals deutlich auf. Umso 
wichtiger ist der Negativzins auf den 
Giroguthaben bei der SNB, denn er 
wirkt der Frankenstärke entgegen 
und macht somit Anlagen in Franken 
weniger attraktiv. Das soll allerdings 
kein Normalzustand werden. «Wir 
gehen davon aus, dass sich die Welt-
wirtschaft weiter erholen wird und 
die Zinsen wieder ansteigen werden», 
ist Dewet Moser überzeugt. In den 
USA dürfte dies bereits gegen Ende 
dieses Jahres der Fall sein. «Es ist je-
doch auch klar, dass der Zins in der 
Schweiz nicht höher liegen kann als 
im Rest der Welt, denn sonst würden 
weiterhin grosse Zuflüsse in den Fran-
ken drohen.»

Was können die Pensionskassen tun?
Der inländische Privatsektor investiert 
derzeit nur noch zurückhaltend im 
Ausland. Darüber hinaus wurde ein 
Teil des hohen Auslandvermögens in 
die Schweiz repatriiert, was zur Fran-
kenstärke beitrug. Auch bei den Pen-
sionskassen nahm der Frankenanteil 
des gesamten Vorsorgevermögens ten-
denziell zu. Die flüssigen Mittel der 
Vorsorgeeinrichtungen, die neu mit 
einem Negativzins belastet werden 
können, machen aber nur einen gerin-

Redaktor Reinhard Hänggi (links) im Gespräch mit Dewet Moser, stv. Generaldirektor der 
Schweizerischen Nationalbank (rechts).

gen Anteil am verwalteten Vermögen 
aus, im Maximum 8 Prozent des Ge-
samtvermögens von rund 800 Milliar-
den Franken. Der Negativzins – sofern 
er überhaupt von den Banken an die 
Pensionskassen weiter gegeben wird 
– würde das Jahresergebnis lediglich 
um ein halbes Promille schmälern. 
Dies liegt ungefähr in der Grössenord-
nung einer täglichen Veränderung an 
den Kapital- und Devisenmärkten. 
«Die effektive Belastung der Pen- 
sionskassen durch den Negativzins 
hält sich somit in Grenzen», stell-
te Dewet Moser fest. Er wies darauf 
hin, dass Anlagen im Ausland lang-
fristig höhere Erträge abwerfen. Ge-
mäss BVG-Gesetz sind Anlagen bis zu  
30 Prozent des Vermögens im Ausland 
möglich. Effektiv seien aber deutlich 
weniger Gelder im Ausland placiert. 

Unabhängigkeit der SNB
Die SNB betreibt ihre Geldpolitik un-
abhängig von politischen Einflussfak-
toren und politischen Gremien wie 
etwa dem Bundesrat. Dies ist in der 
Bundesverfassung so verankert. Ziel 
der Zentralbank ist, die Preisstabilität 
in unserem Land zu gewährleisten. Sie 
leistet damit einen wichtigen Beitrag 
zu einem gesunden Fundament, das 
Wirtschaftswachstum und Wohlstand 
ermöglicht. Die SNB muss deshalb 
auch schwierige Entscheide treffen, 
die Kosten verursachen und unpopulär 
sein können, aber im Gesamtinteres-
se des Landes notwendig sind. «Der 
Entscheid vom 15. Januar gehört ohne 
Zweifel in diese Kategorie», räumte 
Dewet Moser ein.



3

Für ein gutes Alter braucht es das ganze Dorf 
Reinhard Hänggi, SSR-Vorstand 

Die Organisatoren der 11. Erfa-Tagung 
zum Austausch von Wissen und Erfah-
rungen in Altersfragen im Kanton Bern 
waren Pro Senior Bern und Pro Senec-
tute Kanton Bern. Rund 280 Frauen 
und Männer nahmen teil. Allein schon 
diese erfreuliche Besucherzahl unter-
streicht die Wichtigkeit der Tagungs-
thematik. Nicht alle Gemeinden sind 
im Umgang mit ihren Senioren gleich 
weit, aber keine kommt darum he-
rum, sich intensiv mit dem Thema zu 
beschäftigen.
 
Positive Beispiele
Die Kurzpräsentationen von unter-
schiedlichen Aktivitäten in Gemeinden 
beeindruckten. Eine Zusammenarbeit 
verschiedener Dorfvereine ermögli-
chte das erfolgreiche Projekt Senio-
renessen in Zollikofen. Das Bedürfnis 
nach sinnstiftenden Tagestreffs deckt 
die Kirchgemeinde in Ostermundigen 
ab. Eine weitere Erfolgsgeschichte 
ist das Netzwerk «Bipp 60+» der Ge-
meinde Niederbipp. Aufgrund der vie-
len positiven Echos arbeitet man hier 
bereits aktiv an der Realisierung eines 
Generationenhauses. Die Stadt Bern 
will die Nachbarschaftshilfe fördern 

An der Tagung gab es genügend Gelegenheiten für Diskussionen, zum Meinungsaustausch und zur Kontaktpflege. � (Foto: Irmgard Bayard)

und setzt auf die Motivation zur Quar-
tierarbeit. In Worb funktioniert das 
Projekt «Gegenseitige Hilfe für eine 
aktive Lebensgestaltung im Alter» er-
freulich gut, unter anderem ist daraus 
eine Seniorenbühne entstanden.

Partizipation – ein Gewinn für alle
Pro Senectute entwickelte einen Leit-
faden für eine aktive Einbindung der 
Seniorinnen und Senioren in der Ge-
meinde. Es geht darum, das enorme 
Wissen und die vielen Ressourcen 
der Menschen in der nachberuflichen 
Phase zu nutzen. Damit wird eine 
Grundlage für das bessere subjektive 
Wohlbefinden geschaffen. Zufriedene 
ältere Menschen bleiben nachweisbar 
länger gesund und verursachen weni-
ger Kosten im Gesundheitswesen. Le-
bensqualität im Pensionsalter ist nicht 
das, was geboten wird, sondern das, 
was jeder Einzelne daraus macht.

Das Alter ist eine grossartige Errun-
genschaft
Professor Peter Gross, emeritierter 
Ordinarius für Soziologie der Univer-
sität St. Gallen und Buchautor, hielt 
das Grundsatzreferat zu Beginn der 

Erfa-Tagung. Der heutige Umbau 
zur Vier-Generationen-Gesellschaft 
bringe viele Vorteile. Durch die Lang-
lebigkeit wird das Leben rund und 
hört nicht mehr mittendrin auf. Er 
forderte die älteren Menschen aber 
auch auf, sich vermehrt einzubringen. 
«Man ist so alt, wie man behandelt 
wird, nicht wie man sich fühlt», hielt 
er fest. Es gelte, darauf hinzuweisen, 
dass die vierte Generation nicht nur 
Rentenbezügerin ist, sondern wei-
terhin Steuern auf Einkommen und 
Vermögen sowie die Mehrwertsteuer 
zahle. Dazu komme die «Friedens-
dividende», weil die Älteren keine 
Kriege mehr anzettelten. Ein Engage-
ment der älteren Menschen in der Ar-
beitswelt und in der Gesellschaft sei 
weiterhin erwünscht und notwendig, 
denn: «Junge Besen kehren zwar gut, 
alte wissen aber,wo der Dreck liegt.»

So lautete der Titel einer Veranstaltung, die kürzlich in Thun stattfand. Eine wichtige Erkenntnis: Die heutigen 
Alten wollen mitreden und mitgestalten. Man soll sich aber auf Augenhöhe und mit der notwendigen gegenseitigen 
Wertschätzung begegnen.

      Man sollte dem Leib etwas 
Gutes tun, damit die Seele Lust 
hat, darin zu wohnen.

              Winston Chuchill
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Unerwartet, nach einem Spitalauf-
enthalt oder langsam, wenn die Kräf-
te zunehmend schwinden, kann im 
Alter die Betreuungsbedürftigkeit 
zunehmen. Die Meisten möchten so 
lange wie möglich selbstbestimmt 
im vertrauten Umfeld bleiben. Wenn 
ein selbständiges Leben nicht mehr 
möglich ist, stellt sich die Frage, ob 
eine ambulante oder eine stationäre 
Lösung richtig ist. Die allgemein an-
erkannte und öffentlich vertretene 
Maxime heisst klar ambulant vor stati-
onär. Aber wie lässt sich eine Betreu-
ung zu Hause, in der gewohnten Um-
gebung realisieren? Spitex kann zwar 
die täglich notwendige medizinische 
Pflege übernehmen. Zudem leisten 
Angehörige oft einen grossen Einsatz 
in der Altagsbetreuung, trotzdem gibt 
es Lücken. Um diese zu füllen werden 
immer häufiger private Hilfskräfte en-
gagiert, die oft aus osteuropäischen 

EU-Ländern oder aus Deutschland 
kommen. Die Betreuungsaufgaben 
umfassen vor allem Haushaltführung 
und einfache pflegerische Handrei-
chungen. Ein wesentlicher Teil ist zu-
dem die soziale und emotionale Un-
terstützung der betreuten Menschen. 
Die Arbeits- und Aufenthaltsbewilli-
gung dieser Hilfskräfte ist auf wenige 
Monate beschränkt, dann müssen sie 
wieder in ihr Herkunftsland zurück, 
um allenfalls nach ein paar Monaten 
Heimataufenthalt für eine befristete 
Zeit erneut einreisen und arbeiten zu 
können. Weil sie zwischen der Heimat 
und der Schweiz pendeln, werden sie 
als Pendelmigrantinnen bezeichnet.

Die SSR Arbeitsgruppe Alter und Mi-
gration ist der Ansicht, dass, bevor 
die Anstellung einer Pendelmigrantin 
ins Auge gefasst wird, Betroffene und 
deren Angehörige einige der wich-

Ohne Betreuung geht es zu Hause nicht mehr 
Marianne de Mestral, SSR-Vorstand 

Der SSR veröffentlicht ein Merkblatt zur Fairness im Umgang mit Pendel-
migrantinnen. Ziel der Information ist es, sich im Vorfeld einer allfälligen 
Anstellung einer Pendelmigrantin, notwendige Fragen zu stellen.

tigsten Fragen überlegen, klären und 
entscheiden sollten. Die SSR Arbeits-
gruppe hat ein Merkblatt erarbeitet, 
das als Vorinformation und Entschei-
dungshilfe eingesetzt werden kann. 
In Frageform weist es auf notwendige 
Voraussetzungen für die Anstellung 
einer Pendelmigrantin hin. Das Merk-
blatt liegt im Entwurf vor, es wird 
noch druckfertig überarbeitet und ist 
ab Sommer auf der SSR Website auf-
geschaltet. 

Marianne de Mestral

Vor der Anstellung einer Pendelmigrantin sind wichtige Fragen zu klären.
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1997 wurde die UBA Zürich gegrün-
det. 2001 kam Schaffhausen dazu und 
weitere folgten in der Ostschweiz und 
in der Zentralschweiz. Seit 1.Januar 
2015 ist die UBA Schweiz bzw. neu UBA 
daran, ihre überregionalen Aktivitäten 
und ihre administrativen Aufgaben un-
ter einer Leitung zusammenzuführen. 
Mit dieser Neuerung will die UBA die 
Aufgaben enger mit den Dienstlei-
stungen im Alltag vernetzen und die 
Zusammenarbeit mit andern, im Be-
reich Alter tätigen Organisationen, 
vereinfachen, sagt Bertino Somaini 
der diese Umstrukturierung leitet. Die 
Fachkommissionen, bleiben weiterhin 
in den verschiedenen Regionen tätig. 
Sie werden wie bisher von lokal veran-
kerten Vorsitzenden geleitet und von 
regionalen Koordinatorinnen in ihrer 
Aufgabe unterstützt.

Monika Stocker, ehemals Zürcher 
Grüne Stadträtin und Nationalrätin, 
ist Präsidentin der UBA und die Ge-
schäftsstelle, neu in Zürich, wird von 
Brigitta Bhend geführt.

Fachleute gesucht
Die UBA ist die einzige Organisation 
die sich im Altersbereich auf die Be-
ratung, Intervention und Prävention 
von Gewalt im häuslichen/privaten 
Umfeld spezialisiert hat Mit der Um-
strukturierung will die UBA ihr nieder-
schwelliges Angebot in der Deutsch-
schweiz so verankern, dass jede 
ältere Person die Hilfe braucht Unter-
stützung erhalten kann, unabhängig 
vom Wohnort.
In den Fachkommissionen arbeiten 
Ärzte/Ärztinnen, Juristen/-innen, So-
zialarbeiter/–innen, Pflegefachleute, 

Die Unabhängige Beschwerdestelle 
(UBA) gibt sich neue Strukturen  
Margareta Annen-Ruf, Redaktorin 

Autonomie, Selbstbestimmung und Würde sind wichtige Güter die im  
Alter, besonders in Abhängigkeitsverhältnissen, oft gefährdet sind. Die 
Unabhängige Beschwerdestelle für das Alter (UBA), bietet bei Verletzung 
dieser Grundwerte Hilfe und Beratung an. Seit 1. Januar 2015 ist eine Um-
strukturierung im Gang.

Die Geschäftsstelle UBA 
Zürich ist zu erreichen 
unter:
Tel. 044 451 92 91 oder per Mail: 
brigitta.bhend@uba.ch

Notrufnummer:  
058 450 60 60, Montag bis Freitag, 
14.00 – 17.00 Uhr

alter-ego  
(für Romandie und Tessin)  
Tel. 0848 00 13 13 

Die UBA ist auch in der Gewaltprävention aktiv. 

Psychologen/-innen sowie Fachper-
sonen für Versicherungen und Finan-
zen. Die Fachleute arbeiten ehren-
amtlich und tragen wesentlich zur 
Lösung von Konflikten bei und leisten 
Hilfe in schwierigen Situationen etwa 
bei (drohender) Gewaltanwendung. 
Sie treffen sich regelmässig in den 
jeweiligen Regionen zum Erfahrungs- 
und Expertenaustausch.

Die UBA sucht nun Mitglieder für die 
Fachkommissionen um Lücken zu 
schliessen das heisst, um in der Ost-
schweiz und auch in der Nordwest-
schweiz die Angebote der UBA für den 
häuslichen Bereich zu sichern. 
Ab Mitte 2016 soll, laut Somaini, der 
Umstrukturierungsprozess mit den in 
den verschiedenen Regionen opera-
tiv tätigen Fachkommissionen, abge-
schlossen sein. 
Zu der im ähnlichen Bereich tätigen 
Organisation «alter-ego» in der West-
schweiz pflegt die UBA Kontakte und 
den Gedankenaustausch. Auch das 
Tessin hat eine Anlaufstelle.

Monika Stocker, Präsidentin UBA
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Das Programm ist von der EU initiiert 
worden und wird auch weitgehend von 
Brüssel bezahlt. 600 Millionen Euro 
wollen die Brüsseler Ämter bis 2020 
ausgeben in die Entwicklung neuer 
Technologien zur Unterstützung äl-
terer Leute in ihrem täglichen Leben. 
Technische Assistenzsysteme zu Hause 
werden eine wichtige Rolle spielen, 
damit ältere Leute trotz verschiedener 
Handicaps länger in ihren eigenen vier 
Wänden bleiben können und entspre-
chend später ins betreute Heim um-
ziehen müssen. Was derzeit noch ein 
Randproblem zu sein scheint, wird sich 
bis in zehn Jahren ändern: allein in der 
Schweiz werden dann 600  000 Men-
schen die über 85 Jahre alt sind leben. 

Im SSR befasst sich die Arbeitsgruppe 
Informations- und Kommunikations-
technologie (IKT) mit der Thematik 
– Schwerpunkt ist der Bereich unter-
stützende Wohnformen. Aber nicht nur 
der SSR stellt sich Fragen: das SBFI ist 
am AAL-Programm beteiligt, und über 
ein Dutzend Forschungsprojekte aus 
der Schweiz haben profitiert von den 
jährlich gut 50 Millionen Euros, welche 
die EU dafür zur Verfügung stellt. An 

AAL: länger zu Hause leben 
Karl Vögeli, SSR-Copräsident 

einem der Programme war die VASOS 
beteiligt, an einem anderen ein einzel-
ner SSR-Delegierter. 

Der SSR war Ende April eingeladen, sich 
in einer Fachtagung in Bern zu diesem 
Thema zu äussern. Kritisiert wurde da-
bei von der Seniorenorganisation, dass 
diese Programme nur unter Fachleuten 
ausgetauscht werden. Es stellen sich 
neben den vielen Vorteilen aber auch 
kritische Fragen bezüglich geschützter 
Personendaten, Kosten der Einrich-
tungen in den Wohnungen und anderes 
mehr. Entscheidend sind aber die ethi-
schen Fragen, und die wurden bisher 
kaum diskutiert. Der Bundesrat unter-
stützt in einem nationalen Aktionspro-
gramm IKT für die Jahre 2016 – 19 die 
Forschung und Entwicklung, weist aber 
auch darauf hin, dass IKT im Interes-
se aller Menschen eingesetzt werden 
müsse. Für den SSR gilt, dass die Wür-
de und Selbstachtung erhalten bleiben 
müssen. Das bedeutet auch, dass die 
Projekte aus dem Elfenbeinturm der 
Techniker und Informatiker heraustre-
ten und von den kommenden Nutzern 
begleitet werden müssen.

Die Entwicklung neuer Technologien, die ältere Leute im Alltag unterstützen, muss von den 
Senioren begleitet werden.

Trotz grossem Einsatz von Fachleuten und staatlichen Institutionen – in der 
Schweiz das Bundesamt für Kommunikation (Bakom) und das Staatssekreta-
riat für Bildung, Forschung und Innovation (SBFI) – ist der jetzt bereits acht-
jährige Begriff AAL (Active Ambient Living) auch beim Zielpublikum Senio-
rinnen und Senioren weitgehend unbekannt. Entsprechend fehlen auch die 
ethischen Grundlagen.

Rentenreform 2020 
– ohne Senioren 
chancenlos! 
Karl Vögeli, SSR-Copräsident 

Zwei zentrale Themen prägen den Bie-
ler Kongress in diesem Jahr: die Ren-
tenreform 2020 – das ist die Anpassung 
von AHV und BVG an die kommenden 
demografischen Veränderungen – und 
die Entwicklung und Förderung des 
Einsatzes von Informatiktechnologie 
für ältere Menschen, damit diese dank 
der neu entwickelten Geräte länger 
daheim wohnen können. 

Prominente Parlamentarier werden 
über den Stand der Rentenreform im 
parlamentarischen Weg und über die 
vorgeschlagenen Lösungen diskutie-
ren. Alles Nationalräte, die jetzt noch 
interessiert verfolgen, welche Lö-
sungen der Ständerat erarbeitet, der 
das Geschäft noch vor den Wahlern 
behandeln will. Alle Nationalräte, wel-
che zum Kongress kommen, sind Mit-
glied der vorberatenden Kommission 
Soziale Sicherheit und Gesundheit und 
deshalb die eigentlichen Weichenstel-
ler der Reform. Kommissionspräsident 
Guy Parmelin (SVP,VD), Marina Carob-
bio Guscetti (SPS,TI), Jean-François  
Steiert (SPS,FR) und Maja Ingold 
(EVP,ZH) kreuzen nach den einfüh-
renden Referat von Jürg Brechbühl 
(Direktor Bundesamt für Sozialversi-

      Die Schweiz hat keine  
Überalterung, sondern eine  
Unterkinderung

           Ständerätin  
           Pascale Bruderer

  

Trotz grossem Einsatz von Fachleu-
ten und staatlichen Institutionen 
– in der Schweiz das Bundesamt für 
Kommunikation (Bakom) und das 
Staatssekretariat für Bildung, For-
schung und Entwicklung (SBFE) – ist 
der jetzt bereits achtjährige Begriff 
AAL (Active Ambient Living) auch 
beim Zielpublikum Seniorinnen und  
Senioren weitgehend unbekannt. 
Entsprechend fehlen auch die ethi-
schen Grundlagen.
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Der 2001 von Bundesrätin Ruth Dreifuss 
initiierte SSR brauchte lange, um «in 
Bern» wirklich anzukommen. Man war 
gewohnt, über die älteren Menschen 
zu sprechen, aber nicht, mit ihnen zu 
diskutieren. Dank der Hartnäckigkeit, 
mit welche die SSR-Delegierten immer 
wieder sich mit ihren Anliegen und For-
derungen meldeten, hat inzwischen 
ein Umdenken stattgefunden. Der SSR 
wird heute selbstverständlich in der 
Verwaltung akzeptiert – mit verschie-
denen Bundesämtern verkehrt der SSR 
auf Direktionshöhe. Auch mit den Re-
gierungskonferenzen der Kantone hat 
sich die Zusammenarbeit eingespielt, 
und man braucht nicht mehr lange zu 

Der SSR im Gespräch mit Bundesräten 
Karl Vögeli, SSR-Copräsident 

bitten, bis wir vorgeladen werden. So-
gar die Schweizerische Nationalbank 
ist auf unsern Protest wegen der Ne-
gativzinse bei Pensionskassen einge-
treten und hat das Gespräch gesucht. 
Parlamentarier folgen unseren Einla-
dungen zu Gesprächen. Und in jüngster 
Zeit konnte der SSR auch mit mehreren 
Bundesräten direkt sprechen und seine 
Anliegen vorbringen. 

Berset anerkennt SSR-Rolle
Wichtig für den SSR ist vor allem die 
Zusicherung von Bundesrat und Innnen-
minister Alain Berset, der SSR sei als 
Vertreter der Rentnergeneration aner-
kannt und werde nicht bestritten. Al-

Lange hat es gedauert, aber jetzt ist der SSR als Gesprächspartner von Bun-
desrat, Parlament und Verwaltung akzeptiert. Damit können wir Seniorinnen 
und Senioren unsere Interessen – und vor allem jene der zukünftigen Rentner 
- besser und direkter vertreten als in früheren Zeiten. 

cherungen und eigentlicher «Vater» 
der Bundesratsvorlage) die hoffentlich 
feine Klinge über die Möglichkeiten 
und Grenzen der Reform. Es ist dabei 
zu hoffen, dass von allen Seiten deut-
lich Schritte aufeinander zu gemacht 
werden – striktes Beharren auf Maxi-
malforderungen führt zum erneuten, 
dann dritten Absturz der Reformbe-
mühungen. Eine Situation, die wir der 
nächsten Generation nicht zumuten 
dürfen. 

Über die beinahe unbegrenzten Mög-
lichkeiten der digitalen Welt für die 
älteren Menschen orientieren Philipp 
Metzger, Direktor Bundesamt für Kom-
munikation, und Daniel Egloff, Staats-
sekretariat für Bildung, Forschung 
und Entwicklung. In Bereich Informa-

tionstechnologie ist die Schweiz noch 
beteiligt am EU-Programm «Active 
Assisted Living» (AAL), und es werden 
viele Schweizer Projekte unterstützt. 
(An einem Projekt ist unsere Dachor-
ganisation VASOS beteiligt, an einem 
andern ein Delegierter des SSR, der 
eine Forschungsfirma betreibt.) Ziel ist 
gesamteuropäisch, dass der Eintritt ins 
Heim um zwei Jahre hinausgezögert 
werden kann, was zu entsprechenden 
Einsparungen führen wird. 

Als Gäste am Bieler Kongress nehmen 
auch ungarische Seniorenvertrete-
rinnen und Vertreter teil. Damit erwi-
dert der SSR einen Besuch in Ungarn 
2013. Es gibt also viele Gründe, am 15. 
September nach Biel zu kommen. Der 
SSR erwartet Sie!

lerdings konnten wir uns wegen der An-
rechnung der Freiwilligenarbeit noch 
nicht durchsetzen – aber er ist bereit, 
unsere Situation zu prüfen. Auch unse-
re Sitze in den eidgenössischen ausser-
parlamentarischen Kommissionen für 
AHV, BVG und Wohnungswesen wurden 
zugesichert. Die SSR-Unterstützung für 
sein Paket Rentenreform hat er dank-
bar angenommen.

Im Gespräch waren auch mehrere Ver-
treter des SSR mit Bundesrat Schneider 
Ammann über die Problematik der Be-
schäftigung älterer Arbeitnehmer ab 
50 Jahren. Verschiedene Lösungsan-
sätze wurden angeregt, sei es mit fi-
nanziellen Anreizen für die Privatwirt-
schaft, aber auch mit der Forderung, 
dass der Bund als grösster Arbeitgeber 
der Schweiz mit dem guten Beispiel 
vorangehen sollte – das Nachdenken 
hat begonnen!

Lange dauerte es, eine Lösung für die 
heftig umstrittene Frage der Autofahr-
ausweise ab 70 Jahren zu erwirken, 
die den Sicherheitsbedenken Rechnung 
trägt, aber die älteren Menschen nicht 
diskriminiert. Trotz anderslautenden 
Schlagzeilen verursachen nämlich die 
älteren Automobilisten nicht mehr Un-
fälle als andere Kategorien. Es bleibt 
bei der Kontrolle durch den Hausarzt, 
und die Fragebogen der einzelnen kan-
tonalen Strassenverkehrsämter wer-
den vereinheitlicht, wobei der Frage 
des Schutzes der persönlichen Daten 
Rechnung getragen wird. Die entspre-
chende Verordnung, die auf anfangs 
2016 in Kraft treten soll, wird voraus-
sichtlich vor der Sommerpause er-
scheinen. Dieses Problem hat den SSR 
lange und intensiv beschäftigt. Erst 
schliesslich im direkten Gespräch mit 
Bundesrätin Doris Leuthard, assistiert 
von Werner Jeger, Vizedirektor im 
Bundesamt für Strassen, konnte sich 
der SSR mit den wesentlichen Punkten 
durchsetzen. 

Allerdings: die Ressourcen des SSR 
sind sehr knapp. 34 freiwillig und  
ehrenamtlich beschäftigte Delegierte 
– alles Rentner – müssen sich auf die 
wichtigsten und brennendsten Fragen 
konzentrieren. Sie alle tun dies enga-
giert und mit grossem Einsatz – für die 
nächste Rentnergeneration!

Alain Berset Doris Leuthard Johann Schneider-Ammann
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Impressum

Kontakte mit ausländischen Senio-
renorganisationen sind dem SSR im 
Leistungsauftrag mit dem Bundesamt 
für Sozialversicherungen (BSV) vorge-
geben. Diese Ziele wurden bisher auf 
bilaterlaler Ebene zu erreichen ver-
sucht: auf Anregung und Wunsch der 
DEZA fand vor zwei Jahren ein Besuch 
in Ungarn statt. Zwölf SSR-Delegierte 
nahmen an einem Kongress in der Bä-
derstadt Héviz teil, und jetzt kommen 
zwölf ungarische Seniorenvertreter in 
die Schweiz, um unserem Kongress 
vom 15. September in Biel beizuwoh-
nen. Im letzten Jahr wurde anlässlich 
der SSR-Delegiertenversammlung in 
Lugano die Seniorenorganisation der 
Lombardei und des Südtirols einge-
laden. Diese Kontakte waren aber 
punktuell und boten keine Gewähr für 
einen regelmässigen Gedankenaus-
tausch – eigentlich die Hauptaufgabe 
gemäss Leistungsauftrag. Der SSR be-
schloss deshalb, der Eurag beizutre-
ten. 

Eurag ist eine Organisation der Senio-
renvertreter in heute 28 Ländern mit 
Sitz in Luxemburg. Sie wurde 1962 ge-
gründet und ist heute gut eingebettet 
in die europäische politische Land-
schaft. Seit 1998 ist die Eurag Mitglied 
der Europäischen Sozialplattform, sie 
hat Teilnehmerstatus beim Europa-

Agenda
SVS/SSR-Fraktionssitzung 
Donnerstag, 10. September 2015, 
10.45 Uhr, Hotel Ador, Bern

Sitzung der Fraktion VASOS im SSR 
Donnerstag, 10. September 2015, 
10.45 Uhr, Hopfenweg 21, Bern

SSR-Herbstkongress
Dienstag, 15. September 2015, 
Kongresshaus Biel, 
mit ungarischer Beteiligung

SSR ist international verknüpft
Karl Vögeli, SSR-Copräsident

rat und sie geniesst seit 1984 bereits 
Beraterstatus beim Wirtschafts- und 
Sozialrat der UNO. Präsidiert wird 
die Eurag von Professor Dirk Jarré. 
Der Soziologe lehrt an verschiedenen 
Fachhochschulen in Österreich und 
der Schweiz (Luzern, Bern). Er ist eng 
vernetzt mit allen europäischen In-
stitutionen, die sich um Altersfragen 
kümmern.

An der Generalkonferenz in Berlin 
wurde das Thema der Gesundheits-
politik in den verschiedenen Ländern 
thematisiert. Der SSR-Vertreter durf-
te feststellen, dass die Situation der 
älteren Menschen in der Schweiz weit 
über dem Durchschnitt in Europa liegt, 
auch wenn selbstverständlich unsere 
Sorgen damit nicht gelöst sind. Auf 
wenig Verständnis stiess die Feststel-
lung, dass die Schweizer zehn Prozent 
der ambulanten Arztkosten selber zu 
bezahlen haben. Unsererseits wiede-
rum stellten wir fest, dass vor allem 
osteuropäische Staaten im Bereich 
Gesundheitspolitik und generell Seni-
orenpolitik zwar gute Gesetze und Re-
gelungen haben, aber kaum Geld, um 
die guten Vorsätze umzusetzen. Ge-
schätzt wurde unser Beitritt vor allem 
aus Solidarität. Der SSR wiederum hat 
hier eine Plattform, um internationa-
le Kontakte einfach zu pflegen. 

Seit einem Jahr ist der SSR Mitglied der Eurag, dem Europäischen Bund 
der älteren Menschen. Der SSR erfüllt damit eine Forderung des Leistungs-
auftrags und zeigt seine Solidarität mit den Seniorinnen und Senioren in  
andern europäischen Ländern. An der Generalkonferenz in Berlin vom  
1./ 2. Mai wurde der SSR von den andern 27 Mitgliedern der Eurag begrüsst.

Schweizerischer Seniorenrat
Conseil suisse des aînés
Consiglio svizzero degli anzianiCSA

SSR

 Wer ist der SSR?
Der Schweizerische Seniorenrat (SSR) ist das beratende Organ des  
Bundesrates und der Behörden in Altersfragen. Er vertritt die wirtschaft-
lichen, sozialen und gesellschaftlichen Anliegen der älteren Menschen. 
Die 34 Mitglieder erarbeiten in verschiedenen Arbeitsgruppen die anfal-
lenden Fragen und geben Stellungnahmen ab zuhanden der Behörden 
und der Politik. Der SSR wird von den zwei Dachorganisationen getragen:

• �Vereinigung aktiver Senioren- und Selbsthilfeorganisationen Schweiz 
(VASOS)

• �Schweizerischer Verband für Seniorenfragen (SVS)

Die beiden Trägerorganisationen vertreten zusammen rund 200  000 orga-
nisierte Senioren.


